Urteil KG Berlin, Az.: 24 U 96/14 vom 14.11.2016
Zusammenfassung und Beurteilung

von Dr. Claudia Rossbach

1.
Zusammenfassung des Urteils
1.1
Kläger und Klagebegehren

Gegen die GEMA klagten ein Komponist und ein Textdichter von musikalischen Werken, die im Jahre 1989 (Komponist) bzw. am 28.10./14.12.1992 (Textdichter) mit der GEMA einen Berechtigungsvertrag (nachfolgend: BV) geschlossen hatten.

Die Kläger beantragten festzustellen, dass die GEMA nicht berechtigt ist, ab dem Abrechnungsjahr 2010 sowohl aus Nutzungsrechten als auch gesetzlichen Vergütungsansprüchen den sog. Verlegeranteil zu ihren Lasten abzuziehen. Weiterhin beantragten sie, ihnen Auskunft zu erteilen und Rechnung zu legen darüber, welche Beträge (Verlegeranteile) die GEMA seit dem Abrechnungsjahr 2010 zu Gunsten der Verleger in Abzug gebracht hatte. Die Klage auf Zahlung nach Auskunftserteilung kündigten sie an. 
1.2
Verlagsverträge

1.2.1
Die Kläger hatten mit einem Musikverlag am 11.03.1992 einen Verlagsvertrag abgeschlossen. Der Verlagsvertrag enthielt u.a. folgende Regelungen:


„9. Die Urheber erhalten einen mit ihren GEMA-Einnahmen (per GEMA-Zession) verrechenbaren Vorschuss i.H.v. ... . Auf die Urheber ... wird je eine GEMA-Zession über ... ausgestellt. Die Zahlung ... erfolgt auf das Konto ..., sobald eine unterzeichnete, erstrangige GEMA-Zession sowie die Zessionsbestätigung durch die GEMA bei dem Verlag vorliegt. ...


10. Im Übrigen gilt der von der GEMA festgelegte Verteilungsschlüssel nach GEMA-Verteilungsplan.“

1.2.2
Des Weiteren schlossen die Kläger mit einem Musikverlag einen Autorenexklusivvertrag vom 06.05./03.06./06.06.1997 in Verbindung mit einem Einzeltitelautorenvertrag vom 03.02./02.06.1998, der u. a. folgende Regelungen enthält: 

„§ 3 


Der Autor räumt, soweit im Nachfolgenden ... nichts Anderes vereinbart ist, dem Verlag sämtliche Nutzungs- und Verwertungsrechte an den gegenwärtigen und zukünftig während der Vertragszeit zu schaffenden vertragsgegenständlichen Werken ... für sämtliche Nutzungs- und Verwertungsarten für die Dauer der jeweils gültigen Schutzfrist ... ein, jedoch nur und soweit diese nicht von einer Verwertungsgesellschaft treuhänderisch wahrgenommen werden. 

Werden einzelne Verwertungs- oder Nutzungsrechte von einer Verwertungsgesellschaft, insbesondere der GEMA, wahrgenommen, dann werden Autor und Verlag entsprechend dem jeweiligen Verteilungsplan der entsprechenden Verwertungsgesellschaft an den Erlösen der Auswertung des entsprechenden Rechts beteiligt. ...


K. Verteilungsplan der Verwertungsgesellschaften


Sofern keine gesonderten Regelungen gem. § 14 Anhang Ziff. 9. bestehen, gelten die jeweiligen Regelungen des Verteilungsplanes der GEMA in ihrer zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses gültigen Fassung aufgrund der Beschlüsse in der jeweils letzten ordentlichen Mitgliederversammlung für den Originalverlagsbereich. Dies bedeutet insbesondere, dass die Gesamtheit der Autoren am Recht der mechanischen Vervielfältigung gemäß Verteilungsplan B, § 3 Ziff. 5 mit 60% beteiligt sind und der Verlag mit 40%. Im Rahmen des Verteilungsplanes A für Aufführungs- und Senderechte, § 14 Ziff. 2, ist die Gesamtheit der Autoren einschließlich eventueller Bearbeiter mit 8/12 beteiligt und der Verlag mit 4/12.

§ 14 Anhang


9. GEMA-Verteilungsplan 


In der jeweils gültigen Fassung.“ 
1.3
Urteilsgründe

Die Berufung war erfolgreich.
1.3.1
Die Argumentation des KG orientiert sich eng an der Entscheidung des BGH vom 21.04.2016 i. S. Vogel ./. VG Wort (Az. I ZR 1998/13 – Verlegeranteil).  Danach haben  Verwertungsgesellschaften die Einnahmen aus ihrer Tätigkeit nach dem wesentlichen Grundgedanken des § 7 S. 1 UrhWG (jetzt: § 27 VGG) nur an die Berechtigten zu verteilen. Die Verteilung hat in dem Verhältnis zu erfolgen, in dem die Einnahmen auf einer Verwertung der Rechte und Geltendmachung von Ansprüchen der jeweiligen Berechtigten beruhen.


Damit ist es unvereinbar, wenn Verlegern nach der Satzung der Verwertungsgesellschaft ein ihrer verlegerischen Leistung entsprechender Anteil am Ertrag zusteht und Verlage nach dem Verteilungsplan einen pauschalen Anteil unabhängig davon erhalten, ob und inwieweit die Einnahmen der Verwertungsgesellschaft auf der Wahrnehmung der ihr von Verlegern eingeräumten Rechte oder übertragenen Ansprüche beruhen. 
1.3.2
Laut GEMA-BV richtet sich die Ausschüttung des Urheberanteils nach deren Satzung und dem Verteilungsplan, die auch im Fall künftiger Änderungen (s. § 6 a GEMA-BV) Bestandteil des Berechtigungsvertrages sind. 

Nach den Allgemeinen Grundsätzen zum Verteilungsplan A und B gehört neben dem Komponisten, Textdichter und Bearbeiter auch der Verleger zu den Bezugsberechtigten, wenn das Werk als verlegt gemeldet und dieser Registrierung wie im vorliegenden Fall nicht widersprochen worden ist. Diese Bestimmungen des Verteilungsplans sind gem. § 307 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB als Allgemeine Geschäftsbedingungen unwirksam, da sie mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung des § 7 S. 1 UrhWG a. F. (§ 27 VGG) nicht zu vereinbaren sind. Denn danach muss die Verwertungsgesellschaft die Einnahmen aus ihrer Tätigkeit nach festen Regeln aufteilen, die ein willkürliches Vorgehen bei der Verteilung ausschließen. Das darin zum Ausdruck kommende Treuhandprinzip gebietet es, die Einnahmen aus der Tätigkeit der GEMA ausschließlich an die Berechtigten zu verteilen. 

Die Verlage sind keine Berechtigten. Allein der Abschluss eines Wahrnehmungsvertrages oder die Anmeldung eines Werkes reicht hierfür nicht aus. Vielmehr setzt deren Beteiligung voraus, dass die Einnahmen der GEMA auf der Wahrnehmung originärer oder von den Musik- und Textautoren abgeleiteter Rechte oder Ansprüche der Verleger beruhen. Nach geltendem Recht stehen den Verlegern nach dem UrhG keine eigenen Rechte oder Ansprüche zu, die von der GEMA wahrgenommen werden könnten. 
1.3.3
Da einer der Kläger den GEMA-Wahrnehmungsvertrag bereits 1989 unterzeichnet hatte, konnte er mit den späteren Verlagsverträgen 1997/1998 dem Musikverleger keine Rechte mehr an den von der GEMA wahrgenommenen Rechten übertragen (Prioritätsprinzip).

Soweit der Verlagsvertrag mit dem ersten Musikverlag bereits am 11.03.1992 abgeschlossen wurde, als der Kläger zu 2) noch nicht GEMA-Mitglied war, konnte der Musikverlag aus dem Verlagsvertrag keine Rechte vom Kläger erwerben, weil sich dieser Vertrag nur auf die Übertragung der „Verlagsrechte“ beschränkte. Andere Rechte (Nutzungsrechte wie Aufführungs- und Senderecht, mechanisches Vervielfältigungsrecht) waren in diesen Vertrag nicht übertragen worden. Da das Verlagsrecht ausschließlich als sog. graphisches Recht (Notendruck) verstanden wird, wird dieses Recht von der GEMA nicht wahrgenommen. 
 
Damit scheiterte der Rechtserwerb der Verlage in beiden Vertragskonstellationen: zum einen aufgrund des Prioritätsprinzips (frühere Rechtsübertragung auf die GEMA) und zum anderen
durch Begrenzung des Verlagsvertrages auf das (graphische) Verlagsrecht ohne weitere Rechtsübertragungen.

1.3.4
Weiterhin ergibt sich die fehlende Berechtigung der Musikverlage aus der Unwirksamkeit der sie begünstigenden Bestimmungen des GEMA-Verteilungsplans. Das Treuhandprinzip verwehrt es der GEMA, Nichtberechtigte an dem Vergütungsaufkommen zu beteiligen. Zudem stellt es einen Verstoß gegen das Willkürverbot dar, dass feste Quoten für die Verlegerbeteiligung unabhängig davon vorgesehen seien, ob und inwieweit die Einnahmen der GEMA auf der Wahrnehmung von Rechten oder Ansprüchen beruhen, die ihr von den Musikverlegern eingeräumt oder übertragen worden sind. 

1.3.5
Die in den Verteilungsplänen zum Ausdruck kommende Verlegerbeteiligung kann nicht dadurch gerechtfertigt werden, dass in den konkret abgeschlossenen Verlagsverträgen eine Abtretung von künftigen Ausschüttungsansprüchen vereinbart worden sei und der Verteilungsplan solche Abtretungen umsetzen würde. Ebenso wenig sei diesen Bestimmungen eine Zahlungsanweisung in einer bestimmten Höhe zu entnehmen. 

Die Urheber könnten dem Verleger zwar die Ansprüche auf Ausschüttung aus den von der GEMA wahrgenommenen Rechten wirksam abtreten. Hierfür bietet der Wortlaut des BV keinen Anhaltspunkt. Gem. § 4 GEMA-BV (Abtretung von Ansprüchen des Berechtigten) sei nur eine gesonderte Vereinbarung vorgesehen verbunden mit einer Abtretungsanzeige. Daran fehlte es hier. Eine dahingehende Willenserklärung sei den Regelungen nicht zu entnehmen. Dies könne man auch nicht in diese Erklärungen hineininterpretieren, da solche Fiktionen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen gem. § 308 Nr. 5 BGB nicht wirksam vereinbart werden könnten. 


Eine solche Regelung sei auch nicht aus Gründen der Pauschalierung oder Verwaltungsvereinbarung zu unterstellen. 


Da bereits die o. g. Verlagsverträge (s. o. Ziff. 1.2) insoweit unterschiedliche Absprachen enthalten, sieht sich das KG weiter daran gehindert, eine einheitliche Vertragspraxis zu unterstellen. 


Zudem verweisen die Verträge auf die jeweils gültige Fassung des GEMA-BV, so dass schon gar keine Abtretung oder Zahlungsanweisung in einer bestimmten Höhe als typischerweise vereinbart unterstellt werden kann. 


Zudem ist im Einzelfall zu prüfen, ob der Berechtigte seine Ansprüche im Wege eines Individualvertrages durch Abtretungsvertrag (§ 398 BGB) an den Verleger wirksam abgetreten hat oder ob zumindest eine Anweisung zur Auszahlung an die Verleger wirksam erteilt worden ist. 


Gerade die im Verlagsvertrag vom 11.03.1992 ausdrücklich geregelte sog. GEMA-Zession (s.o. Ziff. 1.2.1) macht deutlich, dass die Vertragsparteien Urheber - Musikverlag um die Möglichkeit und gebotene Formulierung einer Abtretung wussten. Eine solche Abtretungsformulierung ist aber im Musikverlagsvertrag ansonsten nicht mehr enthalten. Allein die Regelung in Ziff. 10., dass der von der GEMA festgelegte Verteilungsschlüssel nach GEMA-Verteilungsplan gelten soll, kann nicht als Abtretung gewertet werden. Dieser Bestimmung kann auch keine Zahlungsanweisung entnommen werden, da hierfür eine eigene Erklärung außerhalb der GEMA-Regelungen erforderlich sei und zum Ausdruck kommen muss. Außerdem würden Anhaltspunkte dafür fehlen, dass die Urheber bei Kenntnis der Unwirksamkeit der im Verteilungsplan getroffenen Regelungen dennoch eine Abtretung oder Zahlungsanweisung zu Gunsten der Verleger erklärt hätten. 


Diese Kriterien gelten auch für den Verlagsvertrag vom 03.02./02.06.1998 sowie 06.05./03.06./06.06.1997.  
1.3.6
Erst nach Erteilung der GEMA-Auskunft kann im Wege einer weiteren Klage die Zahlung geltend gemacht werden. 

1.3.7
Das KG hat die Revision nicht zugelassen und hierzu u.a. angemerkt, dass die für die Entscheidung maßgeblichen Rechtsfragen durch die eingangs zitierte BGH-Entscheidung hinreichend geklärt sei. Im Übrigen beruht die Entscheidung auf den besonderen Umständen des vorliegenden Falls. 

2.
Stellungnahme
2.1
Das Urteil stellt einen Paukenschlag dar, mit dem die gesamte Praxis der Verlegerbeteiligung durch die GEMA auf dem Prüfstand steht. 

Das KG entscheidet im Wesentlichen nach dem Prioritätsprinzip, d. h. Rechte, die einmal (im BV oder im Verlagsvertrag) übertragen wurden, können nicht mehr zu einen späteren Zeitpunkt auf einen anderen übertragen werden, wobei das KG zwischen Erlösen aus gesetzlichen Vergütungsansprüchen und Nutzungsrechten nicht unterscheidet. Eine weitere tragende Begründung ist das Treuhandprinzip: die GEMA darf nicht an Nichtberechtigte ausschütten, die keine eigenen Rechte in die GEMA eingebracht haben. Auch dem Willkürverbot wurde nicht entsprochen, indem das Gericht die festen Verteilungsquoten kritisiert, nach denen die Verteilung unabhängig von dem Umfang  der Rechteeinbringung/verlegerischen Leistung erfolgt.


Rechtsübertragungen (Abtretungen) oder Zahlungsanweisungen im Hinblick auf Ausschüttungsansprüche gegen die GEMA an Verleger könnten nach der BGH-Entscheidung nur im Wege gesonderter individualvertraglicher Regelungen erfolgen, müssten aber bestimmt genug sein. In diesem Zusammenhang wurde allein die dynamische Verweisung auf "den jeweils gültigen GEMA-Verteilungsplan" offenbar als zu unbestimmt angesehen.
2.2
Das Urteil dürfte zwar verallgemeinernde Wirkung entfalten, was sich bereits in der Ankündigung der GEMA manifestiert, die Verlegerausschüttungen ab 2017 nicht vorzunehmen. 

Allerdings darf nicht übersehen werden, dass das Gericht die Regelungen des jeweiligen Verlagsvertrages in den Urteilgründen wörtlich zitiert (s.o. 1.2) und hervorhebt, dass es sich aufgrund der Unterschiede der vorgelegten Verträge daran gehindert sieht, eine einheitliche Vertragspraxis festzustellen. Im Zusammenhang mit den Formalien der nicht zugelassenen Revision betont es, dass die Entscheidung im Übrigen auf den besonderen Umständen des vorliegenden Falles beruht. Damit dürfte dem Urteil also keine allumfassende Präzedenzwirkung zukommen. Es betrifft die konkreten Regelungen, wie sie in den streitgegenständlichen Musikverlagsverträgen enthalten sind, - auch wenn gleichlautende Regelungen in einer Vielzahl anderer Musikverlagsverträge zu finden sein dürften. Keine unmittelbare Wirkung hat die Entscheidung auf andere Vertragssachverhalte, die von den hiesigen inhaltlich abweichen. Das KG lässt es sogar wörtlich offen, wie es entschieden hätte, wenn über das Verlagsrecht hinaus ferner ausschließliche Nutzungsrechte bzw. Vergütungsansprüche "zur gemeinsamen Einbringung in die GEMA" übertragen worden wären (s. Ziff. B.III.1. c) bbb) der Urteilsgründe). Denn eine solche Regelung war in keinem der zu beurteilenden  Verträge enthalten. Allerdings bleibt insoweit offen, ob dies nur im Falle der prioritären Abschlüsse von Verlagsverträgen vor Unterzeichnung des GEMA-BV eine Rolle spielen könnte oder ggfs. einen Hinweis auf eine individualvertragliche Abtretungsvereinbarung bezüglich der Ausschüttung der GEMA-Erlöse darstellen könnte.
2.3
Es fällt auf, dass das Urteil zwar die neue Regelung des § 27 VGG, der § 7 UrhWG abgelöst hat, zitiert, im Übrigen aber das im Juni nach der BGH-Entscheidung i.S. Vogel in Kraft getretene VGG links liegen lässt. Denn das VGG enthält im Gegensatz zu dem UrhWG eine andere (weitere) Definition des Begriffs "Berechtigter". Da sowohl der BGH als auch das ihm folgende KG die "Berechtigung" ins Zentrum ihrer Entscheidungen stellen, hätte das KG - zumindest in Bezug auf zukünftige Ausschüttungen nach Inkrafttreten des VGG - diese Neuerungen nicht unerwähnt lassen dürfen. Zusätzlich zu dem Begriff "Berechtigter" ist im VGG von "Rechtsinhaber" die Rede. Dieser wird in § 5 VGG definiert als "jede natürliche oder juristische Person, die Inhaber eines Urheberrechts oder verwandten Schutzrechts ist oder die gesetzlich oder aufgrund eines Rechteverwertungsvertrages Anspruch auf einen Anteil an den Einnahmen aus diesen Rechten hat." § 6 bestimmt dann den Berechtigten als "jeder Rechtsinhaber, der auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage in einem unmittelbaren Wahrnehmungsverhältnis zu einer der in § 1 genannten Organisationen steht" (d. h.  insbesondere Verwertungsgesellschaften). Der Rechtsinhaber muss also keine eigenen originären Rechte inne haben; ausreichend sind abgeleitete Rechte aufgrund eines Rechteverwertungsvertrages. Rechtsinhaber können infolge vertraglicher Grundlage Wahrnehmungsberechtigte einer Verwertungsgesellschaft sein (s. § 9 VGG).
2.4
Das KG bejaht zwar die grundsätzliche Möglichkeit zur Abtretung der Ausschüttungsansprüche, lehnt diese im konkreten Fall ab, da der BV nur die ausdrückliche Abtretung in einer gesonderten Erklärung erwähne und der Verteilungsplan keinen Erklärungswert in Bezug auf die Verlegerbeteiligung enthalte. Die Verlegerbeteiligung als im Verteilungsplan (mit) vereinbart anzusehen, sei eine unzulässige Fiktion einer Willenserklärung, die in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unter ausdrücklichem Hinweis auf § 308 Nr. 5 BGB nicht wirksam vereinbart werden könne. Das KG lässt unerwähnt, dass § 308 Nr. 5 BGB aufgrund gesetzlichen Ausschlusses in § 310 Abs. 1 S. 1 BGB keine Anwendung auf Unternehmer findet. Selbstständige Urheber sind aber nach allgemeiner Auffassung Unternehmer i. S. v. § 14 BGB. Dies gilt um so mehr in den Konstellationen eines Editionsvertrages in Verbindung mit einem Autorenexklusivvertrag. Mit dieser Begründung jedenfalls lässt sich die etwaige (fiktive) Einverständniserklärung der Vertragsparteien mit der Anwendung des GEMA-Verteilungsplans und dessen Splits nicht ablehnen.
2.5
Was die Auswirkungen des Urteils angeht, ist zu fragen, inwieweit es tatsächlich und nachhaltig zu der Besserstellung der Urheber führt. Nach den Richtersprüchen sind die Wort- und Musikurheber nun allein berechtigt, die von der GEMA/VG Wort kassierten Gelder bei gleichbleibendem Sachverhalt in Empfang zu nehmen. Das ist zunächst für die betreffenden Urheber eine gute Nachricht.

Hingegen wird die Position der GEMA vermutlich in künftigen Verhandlungen mit den Verwertern, sei es national oder international, geschwächt, - schon aufgrund der Tatsache, dass sie eine geringere Anzahl von Berechtigten repräsentiert. Hier ist darauf hinzuweisen, dass die EuGH-Entscheidung Reprobel insoweit eine (langfristige) Verwerterstrategie vermuten lassen könnte. Denn klageführende Partei mit dem Antrag, den Urhebern ihre Anteile nicht durch Beteiligung von Nichtberechtigten zu schmälern, war die Firma Hewlett Packard. Dass diese über mehrere kostspielige Instanzen im Interesse der Urheber auf den Plan getreten ist, ist schwer vorstellbar. Vermutlich könnten solche Maßnahmen als Legitimation bzw. Argument der Verwerter dienen, bei Wegfall weiterer "Berechtigter" ihre Verhandlungsposition gegenüber den Verwertungsgesellschaften zu stärken und die Zahlungen zu kürzen.


Ebenso wäre denkbar, dass Verwerter künftig aufgrund der jetzigen unklaren Sachlage in noch größerem Umfang auf gemafreie Musiken ausweichen.


Unklar ist weiterhin, wie zukünftig internationales bzw. sub-verlegtes Repertoire wahrzunehmen ist, da das Urteil nur in Deutschland Wirkung hat.


Folge des Urteils ist zudem, dass viele Urheber ihre Werke-Verwaltung nun komplett selbst in die Hand nehmen müssen. Sollten sie dies aus organisatorischen und/oder finanziellen Gründen (Thema Vorauszahlungen) weiter über Verleger (als Dienstleister)  durchführen lassen wollen, wären die dafür zu zahlenden Vergütungen auf dem freien Markt von den Urhebern selbst auszuhandeln. Wie sich dann die Vergütungen der Verleger gestalten, bleibt abzuwarten. Hier könnte es zu Reduzierungen kommen oder im Gegensatz sogar zu Erhöhungen auf 50%, nachdem die GEMA als Vermittler und Verhandlungsgewicht nicht mehr beteiligt ist. 


Noch nicht geklärt sind Verlagsverträge, deren Regelungen eine Abtretung oder Zahlungsanweisung bereits enthalten und deren Prüfung durch das KG nicht erfolgt ist - hierauf würde sich das Urteil nicht erstrecken.


Schließlich hat der deutsche Gesetzgeber Regelungsvorschläge zur Sicherung der gemeinsamen Rechtewahrnehmung von Urhebern und Verlegern erstellt. Ob diese kurzfristig verabschiedet werden, ist derzeit noch unklar.


Ob den Urhebern also bessere Zeiten bevor stehen, lässt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht sagen, gewisse Zweifel sind allerdings angebracht. Eins ist sicher: Man darf gespannt sein!


Dr. Claudia Rossbach

Rechtsanwältin
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